
geeignet, die „moralische Tortur für die Parteien“, wie 
der Scheidungsprozeß und seine Anhängsel im alten 
Reichstag einmal genannt wurden«), abzukürzen und 
damit zu erleichtern. In einer Resolution, beschlossen 
auf der im Oktober 1927 abgehaltenen Eisenacher 
Tagung, forderte der Bund deutscher Frauenvereine:

„Es ist Vorsorge zu treffen, daß die Entscheidung 
aller mit der Ehescheidung zusammenhängenden 
Angelegenheiten mit dem Ehescheidungsverfah­
ren verbunden und sie mit diesem zusammen 
entschieden werden können, wobei das Gericht 
auf eine gütliche Einigung der Parteien hinzu­
wirken hat.“6 7 8)

Auch die Verwirklichung dieser Forderung hat also 
schon Jahrzehnte auf sich warten lassen.

Worum geht es hier? Wenn auch diese Feststellung 
in gewissen Kreisen mißbilligt werden mag, so sehen 
wir doch keinen Anlaß, zu verschweigen, daß es sich 
für die Parteien in den meisten Fällen nicht so sehr 
um den Ausgang des Scheidungsprozesses handelt, 
wenn nur überhaupt geschieden wird, wie um ganz 
andere Interessen: die Kinder und vor allem die mate­
riellen Dinge wie den Unterhalt, den Hausrat, die Woh­
nung usw. „Die Erfahrung lehrt“, sagt S c h i f f e r « ) ,  
„daß in vielen Fällen der Streit viel weniger um die 
Scheidung der Ehe als um die Folgen der Eheschei­
dung, die Unterhaltsansprüche und das Verhältnis zu 
den Kindern geführt wird.“ Daher ist es für die Par­
teien von eminenter Bedeutung, gleichzeitig mit dem 
Scheidungsurteil zu erfahren, woran sie mit diesen 
anderen Dingen sind. In unzähligen Fällen wird sich 
die für schuldig erklärte Frau bei dem Scheidungs­
urteil beruhigen, wenn sie sieht, daß ihr gleichwohl 
die Sorge für die Kinder oder ein Kind übertragen 
wird, ebenso der für schuldig erklärte Mann, wenn er 
feststellen kann, daß die an Frau und Kinder zu zah­
lende Unterhaltsrente für ihn tragbar ist, während zur 
Zeit ein Rechtsmittel gegen das Scheidungsurteil meist 
nur deshalb eingelegt wird, um das Risiko einer un­
günstigen Entscheidung in jenen die Partei wirklich 
interessierenden Angelegenheiten zu verringern. Es 
dient also der Abkürzung der Scheidungsprozesse — im 
Interesse der Parteien nicht weniger als dem der Ge­
richte —, wenn den Eheleuten schon mit dem erst­
instanzlichen Scheidungsurteil über die Folgen der 
Scheidung all das gesagt wird, was sie wissen müssen, 
um ihre weiteren Entschließungen treffen zu können; 
und um den Parteien den Anspruch auf eine solche 
Entscheidung zu sichern, ist dafür gesorgt, daß, wenig­
stens hinsichtlich der wichtigsten Folgen der Schei­
dung — Kindersorgerecht und Unterhalt —, eine Ab­
trennung der Verfahren hierüber vom Scheidungs­
prozeß gegen den Willen einer Partei nicht erfolgen 
darf (§ 2 Absatz 4 Satz 1).

Aber auch abgesehen von diesem Vorteil der Neu­
regelung: daß der bisherige Zustand mit seiner Zer­
legung des einheitlichen Streitstoffes in eine ganze 
Reihe teils vor teils nach Rechtskraft des Scheidungs­
urteils stattfindender Verfahren mit den verschieden­
sten Zuständigkeiten im höchsten Maße unzweckmäßig 
war, gegen jede Prozeßwirtschaftlichkeit verstieß und 
sich für die Parteien nicht nur nervenzerrüttend aus­
wirkte, sondern auch oft genug ihren finanziellen Ruin 
herbeiführte — das alles braucht dem Praktiker nicht 
gesagt zu werden. S c h i f f e r  erwähnt einen Fall, in 
dem die Zahl der Nebenverfahren schon bis zum Er­
laß des Berufungsurteils im Eheprozeß auf 14 ange­
wachsen war9)! Besonders verhängnisvoll war dabei 
die Vielfalt der beteiligten Gerichte: der gleiche Sach­
verhalt mußte, zum mindesten teilweise, immer wieder 
von neuem aufgerollt werden, der Vormundschafts­
richter beurteilte ihn oft ganz anders, als der Prozeß­
richter, das Amtsgericht sah ihn im Unterhaltsprozeß 
anders an, als das Landgericht im Verfahren nach 
§ 627 ZPO, das mit der Herausgabe von Sachen wäh­
rend des Ehestreits befaßte Amts- oder Landgericht 
anders, als der Hausratsrichter nach der Rechtskraft; 
die Akten wanderten zwischen den Gerichten hin und 
her, die Atmosphäre zwischen den Parteien vergiftete 
sich mit jedem neuen Verfahren unerträglicher — mit 
einem Wort: es war in wirklich streitigen Sachen alles

6) Vgl. Schiffer, a.a.O. S. 102.
i) Zitiert a.a.O. S. 106.
8) a.a.O. S. 108.
») a.a.O. S. 102.

darauf angelegt, um die Justiz von ihrer unerfreulich­
sten Seite zu zeigen und die endgültige Auseinander­
setzung der voneinander scheidenden Ehegatten ins 
Endlose zu verschleppen. Wir haben keinen Zweifel, 
daß die Möglichkeit einer unerhörten Konzentrierung 
und Rationalisierung des Verfahrens, die die neue 
Verordnung bietet, von den Rechtsuchenden dankbar 
begrüßt werden wird.

Nicht unerwähnt bleiben mag schließlich der Nutzen, 
der darin liegt, daß dem Eherichter die Folgen des 
Scheidungsspruches handgreiflichst dadurch vor Augen 
geführt werden, daß er selbst über sie zu entscheiden 
hat. Diese Folgen berührten ihn bisher wenig; was sich 
an lebenswichtigen Konsequenzen für die Parteien aus 
seinem Urteil ergab, das ging ihn nichts mehr an und 
das machte er sich daher häufig gar nicht klar. Wird 
er nunmehr dazu gezwungen, so kann das auf die 
Gewissenhaftigkeit der Urteilsfindung nur einen heil­
samen Einfluß haben, ja, wird sie selbst in gewissem 
Maße bestimmen — und das ist hur zu begrüßen. Es 
wird vor allem dazu beitragen, daß er seine Bemü­
hungen um einen gütlichen Ausgleich hinsichtlich der 
Nebenansprüche verdoppelt.

Gegenüber diesen gewaltigen Vorteilen der Zulässig­
keit der Klageverbindung können die dagegen erhobe­
nen Einwendungen nicht ins Gewicht fallen. Daß die 
Abwicklung des um die Nebenansprüche vergrößerten 
Verfahrens mehr Arbeit verursachen wird, als bisher 
der einzelne Eheprozeß, ist selbstverständlich; ebenso' 
aber auch, daß dieser Arbeitsaufwand wesentlich ge­
ringer sein wird als der für die Summe der bisherigen. 
Einzelprozesse und anderen Verfahren. Der Fall, daß 
zwar der Ehestreit, nicht aber die übrigen Ansprüche 
zur Entscheidung reif sind, der Zwang zur gleichzeiti­
gen Entscheidung also eine Verzögerung des Schei­
dungsurteils bedeutet, sollte bei richtiger Vorbereitung: 
der Sache, die grundsätzlich zur Erledigung des Ver­
fahrens in e i n e m  Termin führen muß, in der Regel 
nicht eintreten; gegebenenfalls aber muß eine kurze 
Verzögerung beim Erlaß des Scheidungsurteils in Kauf 
genommen werden, soweit es sich darum handelt, die 
oben erwähnten wichtigsten Nebenansprüche ebenfalls 
entscheidungsreif zu machen, weil der geschilderte 
Vorteil einer gleichzeitigen Entscheidung auch dann 
noch überwiegt. Legen die Parteien auf eine Vorab­
entscheidung der Ehesache besonderen Wert, so kön­
nen sie sie überdies durch übereinstimmenden Verzicht 
auf eine gleichzeitige Entscheidung immer herbeiführen. 
Dagegen kann bei den Nebenansprüchen, die erfah­
rungsgemäß längere Beweisaufnahmen erforderlich 
machen, nämlich dem Anspruch auf Auseinanderset­
zung hinsichtlich des eingebrachten Gutes und Vertei­
lung des Hausrats, das Gericht auch von Amts wegen 
die Trennung anordnen, wenn der Rechtsstreit im 
übrigen zur Entscheidung reif ist oder es aus anderen 
Gründen zweckmäßig erscheint, insoweit zunächst die 
Rechtskraft des Scheidungsurteils abzuwarten. Auf 
diese Weise kann auch etwaigen Verschleppungsver- 
suchen einer Partei entgegengetreten werden.

Damit erledigt sich auch zum Teil der weitere Ein­
wand, daß das neue Verfahren da zu einer zwecklosen 
Arbeit führen müsse, wo in I. Instanz die Ehe geschie­
den und über die Nebenansprüche befunden, in II. In­
stanz aber die Scheidungsklage abgewiesen wurde, 
womit sich die hinsichtlich der Nebenansprüche gelei­
stete Arbeit als hinfällig erweisen würde. Besteht die 
Aussicht einer Abänderung des zu erlassenden Schei­
dungsurteils, worüber sich der erste Richter im all­
gemeinen ein gutes Bild machen kann, und erfordert 
die Entscheidung über Eingebrachtes, Hausrat und 
Ehewohnung eine weitere umfangreiche Beweisauf­
nahme, so wird es sich regelmäßig empfehlen, insoweit 
die Aussetzung anzuordnen. Bei den übrigen Neben­
ansprüchen ist das, wie gesagt, gegen den Willen auch 
nur einer Partei nicht möglich — hier muß man sich 
über die u. U. zwecklose Arbeit der I. Instanz mit der 
großen Arbeitsersparnis trösten, die das neue Verfah­
ren sonst mit sich bringt, und weiter mit der Erwä­
gung, daß nach der Statistik nur rund 5% aller land­
gerichtlichen Streitsachen, darunter also auch die Ehe­
sachen, in die Berufung gehen.

Schließlich wird die Schwierigkeit ins Feld geführt, 
die darin liege, daß das Gericht nunmehr in einem 
gleichzeitig zu verhandelnden Verfahren die verschie-
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